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Kantonalpräsident Martin Wicki eröffnete 
die Versammlung. Er stellte die Frage, 
wem die Personenfreizügigkeit eigentlich 
mehr nütze, den EU-Staaten oder der 
Schweiz. Wicki betonte, dass er nicht 
grundlegend gegen eine Zuwanderung 
sei, aber sie müsse kontrolliert und mass-
voll erfolgen und am Ende der Wirtschaft 
in der Schweiz dienen.
Zur Abschaffung des Eigenmietwerts leg-
te Nationalrat Martin Hübscher dar, dass 
bei einer Ablehnung weiterhin ein Fehl-
anreiz zu hoher Verschuldung bestehen 
würde. Mit der Abschaffung könne dieser 
Trend gebremst werden. Zudem sei es 
typisch schweizerisch, Eigentum zu pfle-
gen und zu erhalten, auch ohne steuer
liche Abzüge. Entsprechend beschlossen 
die Delegierten die Ja-Parole.
Überraschend klar fiel die Haltung zur 
E-ID aus. Nils Fiechter, Präsident der Jun-
gen SVP Schweiz, warnte vor einem  
schleichenden Freiheitsabbau bis hin zu 
einem Social-Credit-System. Schwere Be-
denken löste die Mitteilung des BAG aus, 

wonach ein Widerruf von Organspenden 
künftig nur noch mit einer E-ID möglich 
sein soll. Nationalrätin Vroni Thalmann, 
die im Parlament noch für die Vorlage ge-
stimmt hatte, stellte deshalb klar: Ange-
sichts dieser neuen Entwicklungen lehne 
sie die E-ID entschieden ab. Dieses Um-
denken prägte die Stimmung, die Dele-
gierten fassten ein deutliches Nein.

Zum Abschluss trat erstmals Guido Müller 
in seiner neuen Funktion als Strategiechef 
der SVP Luzern ans Rednerpult. Mit einer 
leidenschaftlichen Rede rief er die Mitglie-
der dazu auf, nicht in Bequemlichkeit zu 
verharren. Ein «mer sött» genüge nicht 
mehr, jetzt gelte es zu handeln, betonte 
Müller. Er machte klar, dass die kommen-
den Abstimmungen entschiedene Kämp-
fer benötigten. Die SVP müsse nicht knap-
pe Resultate, sondern klare Mehrheiten 
anstreben. Mit den Worten «Outen wir uns 
als Kämpfer» setzte Müller einen eindring-
lichen Schlusspunkt unter die Versamm-
lung.� red.  ·

JA ZUR ABSCHAFFUNG DER 
EIGENMIETWERT�STEUER

ELEKTRONISCHE IDENTITÄT � 
FORTSCHRITT ODER FALLE?

FRAKTION ZU GAST 
IM ENTLEBUCH

Klare Mehrheiten bei den Delegierten.
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An der Delegiertenversammlung der SVP Kanton Luzern vom 4. September 
2025 in Dagmersellen standen die eidgenössischen Abstimmungen vom  
28. September im Zentrum. Nach engagierten Diskussionen sagten die 
Delegierten deutlich Ja zur Abschaffung des Eigenmietwerts und ebenso 
klar Nein zur E-ID.

SVP LUZERN SAGT DEUTLICH NEIN ZUR E-ID UND 
JA ZUR ABSCHAFFUNG DES EIGENMIETWERTS
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JA ZUR ABSCHAFFUNG DES EIGENTMIETWERTS

Warum diese Reform überfällig ist:
Der Eigenmietwert ist eine Krisensteuer 
von 1934, eingeführt per Notrecht und nie 
abgeschafft.
Er bestraft insbesondere ältere Menschen, 
die ihr Leben lang gespart haben, sowie 
junge Familien, die sich Wohneigentum 
wünschen.
Wer Schulden abbezahlt, wird steuerlich 
benachteiligt, während Verschuldung 
vom Staat gefördert wird. Die Steuer wi-
derspricht dem Verfassungsauftrag, 
Wohneigentum zu fördern.

Was sich mit der Reform ändert:
Der Eigenmietwert auf selbstgenutztem 
Wohneigentum wird am Hauptwohnsitz 

wie bei Zweitliegenschaften abgeschafft. 
Schuldzinsen und Unterhaltskosten sind 
künftig nur noch bei vermieteten Immo-
bilien abziehbar und Ersterwerber profi-
tieren zehn Jahre lang von einem Sonder-
abzug. 
Die Kantone erhalten neu die Möglichkeit, 
Zweitwohnungen mit einer Objektsteuer 
zu belegen. Ob sie davon Gebrauch ma-
chen, entscheiden sie selbst.

Das Ziel: Mehr Fairness und Eigen
verantwortung
Selbstverantwortung statt Schuldenför-
derung: Wer spart, darf nicht länger be-
straft werden. Die Reform schafft Anreize 
für Wohneigentum. Der Mittelstand wird 
entlastet.

Jetzt ist der richtige Zeitpunkt
Die Abschaffung des Eigenmietwerts be-
deutet mehr Gerechtigkeit, weniger Büro-
kratie und eine Stärkung der Privaten Vor-
sorge. Mit einem Ja zum Bundesbeschluss 
über Zweitwohnungen ermöglichen wir 
den Systemwechsel und sagen endlich 
Nein zur Geistersteuer.�  red.  ·

           SCHLUSS MIT DER FIKTIVEN 
STEUERLAST – WOHNEIGENTUM 
ENTLASTEN, EIGENVERANT WORTUNG 
STÄRKEN.

Am 28. September stimmen wir über die Abschaffung der Eigenmietwert-
Steuer ab, einer fiktiven Einkommenssteuer, die Wohneigentümerinnen und 
Wohneigentümer seit Jahrzehnten zu Unrecht belastet. Wer selber in den 
eigenen vier Wänden lebt, zahlt heute Steuern auf ein Einkommen, das es gar 
nicht gibt. Damit ist jetzt Schluss – mit einem Ja zum Bundesbeschluss über  
die Besteuerung von Zweitwohnungen.
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E-ID: FORTSCHRITT ODER FREIHEITSFALLE?  
DIE SCHWEIZ STREITET ÜBER IHRE DIGITALE IDENTITÄT

Die Befürworter betonen die Chancen 
einer staatlich anerkannten E-ID: einfache 
digitale Behördengänge, sichere Online-
geschäfte, weniger Passwortchaos und 
mehr Schutz vor Betrug. Die Schweiz dür-
fe bei der Digitalisierung nicht abgehängt 
werden, heisst es. Mit der neuen E-ID blei-
be man am Puls der Zeit. Der Bund garan-
tiere zudem mit klarer Rollenverteilung 
und strengen Datenschutzbestimmun-
gen ein sicheres System, das persönliche 
Daten nur mit ausdrücklicher Zustim-
mung weitergebe. Die Umsetzung erfolge 
durch techniknahe Akteure wie Unterneh-
men, Kantone und Gemeinden. Der Staat 
übernehme die Verantwortung, ohne al-
les selbst zu machen. Alles in allem sehen 
die Befürworter darin eine pragmatische 
Lösung für die Zukunft.

Die Junge SVP Schweiz sieht das 
anders!
Doch nicht alle teilen diese Sichtweise. 
Die Junge SVP Schweiz stellt sich mit aller 
Kraft gegen das Gesetz. Für sie ist die E-ID 
kein harmloses Digitalprojekt, sondern 

ein verstecktes Risiko, das unter dem 
Deckmantel der Modernisierung ein ge-
fährliches Kontrollinstrument mit sich 
bringt. Den Gegnern geht es nicht nur um 
Demokratie, sondern auch um Freiheit. 
Erinnerungen an die Corona-Zeit werden 
wach, als der Zugang zu Gastronomie 
oder Veranstaltungen an digitale Nach-
weise geknüpft war. Wer heute sage, die 
E-ID sei freiwillig, könne morgen schon 
das Gegenteil beschliessen. Der Weg in 
die digitale Kontrolle beginne oft harmlos, 
so die Gegner. Doch Stück für Stück in 
sogenannter Salamitaktik folgten neue 
Pflichten wie Steuererklärungen, Adress-
änderungen, Behördengänge, Wohnungs-
mieten und Fahrzeuganmeldungen. Bald 
sei man ohne E-ID digital ausgeschlossen. 
Die E-ID sei ein Einfallstor für staatliche 
Überwachung, warnen die Kritiker. Wer 
einmal gesehen habe, wie weit Bundesrat 
und Parlament während der Pandemie 
bereit waren zu gehen, solle sich nicht der 
Illusion hingeben, dass es diesmal anders 
werde. Die Technik mache vieles möglich, 
auch Missbrauch. Hinzu kommt ein weite-

res Argument: Die E-ID sei schlicht unnö-
tig. Niemand brauche sie für den Alltag. 
Man könne heute bereits E-Banking 
nutzen, seine Steuererklärung online 
einreichen, mit dem Handy bezahlen, 
Online-Shopping betreiben oder KI-Tools 
verwenden, ganz ohne staatlich verord-
neten Identitätsnachweis. Das Internet 
funktioniere auch so. Wer also soll hier 
wirklich profitieren von der E-ID, der Bür-
ger oder der Staat?

Chancen gegen Risiken
So zeigt sich auch innerhalb der Parteien 
ein Spannungsfeld: Die einen sehen die 
Chancen, die anderen die Risiken. Die 
einen verstehen die Digitalisierung als 
Fortschritt, die anderen als Gefahr für 
Freiheit und Selbstbestimmung. Die einen 
trauen dem Staat, die anderen mahnen 
zur Vorsicht. Wie in jeder direkten Demo-
kratie wird letztlich das Volk entscheiden, 
wessen Argumente tragen. Ob es am 
Ende die Position jener ist, die Sicherheit, 
Effizienz und wirtschaftliche Zukunft ver-
sprechen, oder die Sorgen der Jungen 
SVP, die Freiheit und Volksrechte vertei
digen, wird sich an der Urne zeigen. Klar 
ist: Es handelt sich um eine wichtige 
Weichenstellung für die digitale Zukunft 
der Schweiz.�  red.  ·

Die Schweiz steht vor einer neuen Abstimmung über das E-ID-Gesetz.  
Während die Mehrheit der Bundeshausfraktionen gemeinsam mit Bundesrat 
und Parlament die elektronische Identifikation unterstützt, regt sich auch 
Widerstand.
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Vor der Abstimmung über die E-ID 
prallen die Meinungen aufeinander: 
SVP-Nationalrat Franz Grüter wirbt für 
ein Ja, JSVP-Luzern-Präsident Quentin 
Zweili kämpft für ein Nein. Ein Schlag
abtausch im Interview.

Contra E-ID: Quentin Zweili  
Präsident JSVP Luzern

E-ID: PRO UND CONTRA – UNTERSCHIEDLICHE ARGUMENTE

Pro E-ID: Franz Grüter
Nationalrat SVP Luzern

PRO
Franz, warum bist du überzeugt, dass die E-ID genau jetzt  
der richtige Schritt für die Schweiz ist, und ist es wirklich 
beruhigender, wenn der Staat und nicht Private dafür 
verantwortlich sind? Vertraust du dem Staat in diesem 
Bereich mehr?
Die Schweiz muss auch im digitalen Bereich ihre Souveränität 
behalten. Das geht nur, wenn wir unsere wichtigsten Daten 
durch eine Schweizer Lösung schützen. Das gute an der Schwei-
zer E-ID ist, dass der Aufbau der Infrastruktur öffentlich einsehbar 
ist. Wir können da also dem Staat auch auf die Finger schauen. 

Würdest du als nächstes auch eine digitale Volksabstimmung 
auf nationaler Ebene befürworten?
Eine digitale Volksabstimmung kommt für mich nicht in Frage. 
Erfahrungen aus vielen Ländern zeigen, dass E-Voting-Systeme 
interessante Angriffsziele für Hacker und Grossmächte sind. 

Werden Wahlen und Abstimmungen manipuliert, so gefährdet 
dies das Vertrauen in unsere Demokratie.

Kritiker befürchten, dass eine staatliche E-ID zu mehr Über- 
wachung führen könnte. Wie entkräftest du diesen Vorwurf?
Es gibt drei Schutzmechanismen im Gesetz, die den Missbrauch 
verhindern. Die wichtigste ist die dezentrale Speicherung der 
Daten. Meine persönlichen Daten wie mein Vorname, mein 
zweiter Vorname, mein Nachname, mein Geburtsdatum, mein 
Geschlecht und meine Unterschrift sind auf meinem Smart-
phone gespeichert, nicht beim Bund oder einem Unternehmen. 
So habe ich durch die App auf meinem Smartphone die volle 
Kontrolle über meine Daten. Ich entscheide in der App, wer wel-
che Information sehen darf. Ohne meine Zustimmung passiert 
nichts. Als drittes wichtiges Element kommt die Datensparsam-
keit dazu. Unternehmen oder der Staat dürfen nur das abfragen, 
was sie wirklich benötigen, z. B. «über 18» anstelle des vollstän-
digen Geburtsdatums.

Viele Menschen haben noch Vorbehalte gegen-
über digitalen Identitäten. Was sagst du jenen, 
die Angst vor Datenmissbrauch haben?
Ich verstehe, wenn man Bedenken hat. Ich würde 
diesem Anlauf einer Schweizer E-ID aber eine Chan-
ce geben. Die Bedenken der letzten Abstimmung 
wurden gut im Gesetz aufgenommen und man hat 
die modernsten Sicherheitsvorkehrungen getrof-
fen. Zudem ist die E-ID freiwillig. Niemand, der E-ID 
nicht will, muss sie auch nicht nutzen.

Welche konkreten Vorteile hätten die E-ID für 
Bürgerinnen und Bürger im Alltag und für die 
Wirtschaft?
Mit der E-ID können Bürgerinnen und Bürger Be-
hördengänge einfacher, schneller und rund um die 
Uhr erledigen. Das Scannen und unsichere Verschi-
cken von Ausweiskopien entfallen. Die Bürgerin 
oder der Bürger erhält so eine zusätzliche sichere 
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CONTRA
Quentin, warum lehnt die Junge SVP Luzern die E-ID klar ab?
Wir stehen keineswegs gegen digitalen Fortschritt, sondern 
fordern vielmehr eine Umsetzung, die verlässlichen Daten-
schutz und demokratische Kontrolle garantiert. Das vorliegen-
de Bundesgesetz überträgt die Hoheit über zentrale Register 
mit Pass- und Personendaten an private Anbieter, ohne ver-
pflichtenden Datenschutz als Grundprinzip bei Systement-
wicklungen, Datensparsamkeit oder eine ausschliessliche Da-
tenspeicherung in der Schweiz sicherzustellen. Dadurch erhöht 
sich das Risiko unbefugter Zugriffe und Missbräuche erheblich.
 
Befürworter sagen, die staatliche E-ID sei sicherer als 
heutige private Login-Methoden. Weshalb teilst du diese 
Einschätzung nicht?
Es geht nicht allein um die technische Sicherheit 
des  Verfahrens, sondern vor allem um den Umgang 
mit den dabei gesammelten Daten. Heutige Login-
Methoden verteilen Identitätsnachweise dezentral 
und vermeiden zentrale Datenbanken. Der geplan-
te E-ID-Entwurf bündelt hingegen alle Passdaten an 
einem Ort und übergibt sie privaten Betreibern. 
Nirgends garantiert das Gesetz, dass diese Anbieter 
keine Daten an Dritte weitergeben oder im Ernstfall 
gegen Cyberangriffe ausreichend geschützt sind. 
Wer kann sicherstellen, dass es weder Datenhandel 
noch unkontrollierte Weiterleitungen gibt?
 
Welche Alternativen zur aktuellen Vorlage siehst 
du, um eine digitale Identität in der Schweiz 
einzuführen?
Statt einer starren, zentralen E-ID schlage ich ein de-
zentral aufgebautes System im Baukastenprinzip 
vor, bei dem Bund und Kantone gemeinsam für die 

Ausweisvariante neben dem normalen Gang zum Schalter, der 
erhalten bleibt. Unsere Schweizer Wirtschaft bekommt eine 
sichere und – vor allem schweizerische – digitale Infrastruktur, 
die ihr hilft, unabhängiger von ausländischen Anbietern zu 
arbeiten. Der Standort Schweiz gewinnt an Wettbewerbsfähig-
keit.

Wie erklärst du dir, dass gerade diese junge Generation,  
die mit analog gar nichts mehr zu tun haben will,  
gegen diese Vorlage stimmt?
Ich kenne viele junge Leute, die überzeugt für eine Schweizer 
E-ID einstehen. Sie erkennen, dass dieses zweite E-ID Gesetz 
deutliche Verbesserungen beim Datenschutz gegenüber der 
ersten Vorlage hat. Das so verbesserte Gesetz bringt gerade für 
die Generation, die meist nur noch digital unterwegs ist, viele 
Vorteile. Aber wie in jeder Generation gibt es Befürworter und 
Kritiker, deren Meinungen es zu respektieren gilt.

Ausstellung verantwortlich sind und die Software als freie, offen 
einsehbare Lösung bereitsteht. Mehrere anerkannte Stellen, 
etwa kantonale Ämter, verhindern einseitige Abhängigkeiten. 
Die Nutzenden behalten jederzeit die volle Kontrolle über ihre 
persönlichen Daten, weil nur die absolut notwendigen Informa-
tionen erhoben werden. Damit die E-ID wirklich freiwillig bleibt, 
muss das Gesetz dies ausdrücklich festschreiben, damit niemand 
indirekt zur Nutzung gezwungen wird. So stellen wir sparsame 
Datenerfassung, klare Zweckbindung und echte demokratische 
Mitbestimmung sicher.
 
Kritiker deiner Position sagen, ihr blockiert den digitalen 
Fortschritt. Wie entgegnest du auf diesen Vorwurf?
Der Vorwurf, man blockiere den digitalen Fortschritt, greift zu 
kurz. Fortschritt bedeutet nicht, jede technische Neuerung blind 
zu akzeptieren, er muss verantwortungsvoll und demokratisch 
gestaltet sein. Die E-ID in ihrer aktuellen Form wirft berechtigte 
Fragen zum Datenschutz, zur Kontrolle durch private Anbieter 
und zur Sicherheit sensibler persönlicher Daten auf. Echtes digi-
tales Vorankommen braucht breite Akzeptanz, und die entsteht 
nur durch Transparenz und staatliche Verantwortung.

Warum denkst du, dass gerade die ältere Generation, die 
normalerweise Bewährtem, Modernem und Neuem eher aus 
dem Weg geht und kritisch gegenübersteht, hier zustimmt?
Unterschiedliche Vorerfahrungen mit digitalen Technologien 
beeinflussen, wie Menschen neue Lösungen bewerten. Wer in 
seinem Alltag seltener Onlinedienste nutzt, legt oft mehr Wert 
auf Einfachheit und Vertrautheit. Das kann dazu führen, dass ein 
klar umrissenes, einziges System auf Zustimmung trifft. Um eine 
fundierte Entscheidung zu treffen, wäre eine verständliche und 
zielgerichtete Informationskampagne hilfreich. Sie könnte die 
verschiedenen Modelle und deren Vor- und Nachteile anschau-
lich vorstellen, damit jede und jeder, unabhängig vom eigenen 
digitalen Kenntnisstand, die Auswirkungen eines zentralen Iden-
titätssystems besser einschätzen kann.�  red.  ·



SVPkonkret | Ausgabe September 2025

SVP-LUZERN IM ENTLEBUCH: POLITIK, WIRTSCHAFT  
UND WÜRDIGE VERABSCHIEDUNGEN

Die SVP-Fraktion des Kantons Luzern führ-
te ihren diesjährigen Ausflug am 9. Sep-
tember nach Schüpfheim durch. Im Zent-
rum standen Energie, Industrie und die 
Bedeutung starker Unternehmen für eine 
selbstbewusste Region. Erste Station 
war der Wärmeverbund Schüpfheim, wo 
CKW CEO Martin Schwab die Fraktion 
begrüsste. Mit einheimischem Holz wird 
dort CO₂-arme Wärme produziert, künftig 
soll auch Winterstrom für rund 1000 Haus-
halte entstehen. Für die SVP zeigt dieser 
Standort beispielhaft, wie regionale Ener-
giepolitik funktioniert: durch Nutzung 
lokaler Ressourcen, unternehmerische 
Verantwortung und Wertschöpfung vor 
Ort.
Anschliessend folgte der Besuch bei der 
Firma Almatec AG. Das Unternehmen mit 

110 Mitarbeitenden ist auf Aluminium-
Gehäusesysteme spezialisiert und Teil der 
Knill Gruppe. Besonders beeindruckte die 
SVP-Fraktion, dass Almatec als stolzer 
Arbeitgeber in Schüpfheim Arbeits- und 
Ausbildungsplätze sichert und damit 
wesentlich zur Stärke des Entlebuchs bei-
trägt. Solche Betriebe halten die Region 
zusammen und eröffnen jungen Men-
schen Perspektiven.
Beim gemeinsamen Nachtessen im Res-
taurant Bad in Schüpfheim folgte der fei-
erliche Teil. Fraktionspräsident Rolf Boss-
art würdigte auf seine gewohnt trockene 
und humorvolle Art drei Persönlichkeiten: 
Kantonsrat Willi Knecht aus Menznau, der 
nach 14 Jahren im Luzerner Kantonsrat 
zurücktrat, Kantonsrat Cornel Raess sowie 
die bisherige Fraktionspräsidentin Angela 

Lüthold, die neu als Vize-Kantonsratsprä-
sidentin wirkt. Besonders Willi Knecht 
wurde für sein unermüdliches Engage-
ment geehrt. Seine Nachfolgerin, Marlen 
Vogel-Kuoni aus Willisau, wurde herzlich 
willkommen geheissen. 
Der Anlass vereinte nicht nur die aktuelle 
Fraktion, sondern auch zahlreiche ehema-
lige Kantonsräte, Regierungsrat Armin 
Hartmann, Alt-Regierungsrat Paul Winiker 
sowie Vertreterinnen und Vertreter der 
Justiz. 
Dieser Austausch zwischen Politik, Gesell-
schaft und Rechtspflege wurde von allen 
als wertvoll erlebt. Der Ausflug zeigte 
eindrücklich: Regionale Energie, starke 
Arbeitgeber und gesunder Menschen
verstand sind das Fundament einer er-
folgreichen Politik.�  red.  ·

Die SVP-Fraktion verabschiedet Kantonsrat Willi Knecht und begrüsst die neue Kantonsrätin 
Marlen-Vogel-Kuoni.

v.l. Cornel Raess, Angela Lüthold-Sidler, Willi Knecht, 
Fraktionspräsident Rolf Bossart

Fraktionsausflug ins schöne Entlebuch. SVP-Fraktion besucht den Wärmeverbund Schüpfheim und Almatec Schüpfheim.
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WENN DAS VERTRAUEN IN WASHINGTON SCHWINDET –  
HOLT DIE AHV-GELDER ZURÜCK!

Die Entscheidung von US-Präsident Do-
nald Trump, 39 Prozent Strafzölle auf 
Schweizer Exportprodukte zu verhängen, 
ist ein Frontalangriff auf unseren Wirt-
schaftsstandort und zeigt brutal auf, wie 
wenig kalkulierbar politische Launen in 
der Weltpolitik sind. Es ist naiv zu glauben, 
solche Verhandlungen könnten weiterhin 
ausschliesslich von Bundesräten geführt 
werden. In der Schweiz gibt es genügend 
fähige, international vernetzte und ein-
flussreiche Wirtschaftspersönlichkeiten, 
die sich in der globalen Arena behaupten 
können. 
Warum klammern wir uns stur an den US-
Markt, während rund um den Globus 
längst dynamischere, wachstumsstärkere 
und politisch berechenbarere Märkte auf 
Kooperation mit uns setzen? Die Schweiz 
verfügt über Freihandelsabkommen mit 
über 40 Staaten, inklusive China, Japan, 
Indien, Südkorea, Kanada und Mexiko. Ge-
rade mit Indien wurde ein Abkommen 
abgeschlossen, das Milliardeninvestitio-
nen und neue Arbeitsplätze verspricht. 

Statt mutig neue Chancen zu nutzen, ver-
fallen Teile der Exportwirtschaft in Schock-
starre und hoffen verzweifelt, dass der 
Bundesrat ihnen die Zölle wieder vom 
Hals verhandelt. 
Natürlich ist es schwierig, sich neu zu ori-
entieren. Und ja, vielleicht handelt es sich 
um ein zeitlich begrenztes Problem. Aber 
wer jetzt nicht handelt, wird es später 
unter Zwang tun müssen. Denn was hier 
geschieht, ist nichts anderes als der Proto-
typ permanenter Erpressung. Es ist höchs-
te Zeit, sich aus dieser Abhängigkeit zu 
befreien. Wir müssen aufhören, uns me-
dial kleinzureden. Wer von zitternder 
Schweiz, gefährdeten 10 000 Arbeitsplät-
zen und Gourmet-Offensiven für Trump 
spricht, gibt sich der Lächerlichkeit preis 
und schadet unserer Verhandlungsposi-
tion massiv. Wer glaubt, mit Bitten und 
Bücklingen Einfluss zu gewinnen, hat das 
Spiel längst verloren. Wenn Wirtschafts-
entscheide tatsächlich auf dem Golfplatz 
gefällt werden, haben wir ein strukturelles 
Problem.

Umso absurder ist es, dass unsere AHV-
Vermögen weiterhin durch eine US-Bank 
verwaltet werden. Schweizer Altersgelder 
gehören in Schweizer Verantwortung – 
alles andere ist grob fahrlässig. 
Wer meint, nur die USA würden uns unter 
Druck setzen, irrt gewaltig: Auch die EU 
kassiert jährlich hunderte Millionen Fran-
ken für einen Binnenmarktzugang, bei 
dem wir nicht einmal mitbestimmen 
dürfen. 
Gleichzeitig versuchen internationale 
Organisationen, uns durch regulatorische 
Erpressung zu «Harmonisierungsschrit-
ten» zu zwingen, die unseren Wohlstand 
und unsere Souveränität gefährden. Die 
Schweiz muss endlich aufhören, sich 
selbst zu unterschätzen. Wir sind kein Bitt-
stellerstaat, sondern ein wirtschaftlich 
starkes, innovationsfreudiges Land mit 
hochqualifizierten Unternehmen. 
Es braucht eine Wirtschaftspolitik, die sich 
nicht mehr duckt, sondern aufsteht, ver-
teidigt, angreift – und endlich wieder 
selbst bestimmt.�  red.  ·

Das Schweizer AHV-Vermögen liegt nun in den Händen der US-Bank State Street in Boston.
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AUS DEM WAHLKREIS HOCHDORF
Nadia Furrer-Britschgi, Präsidentin Wahlkreis Hochdorf

Wahlkommission WAKO 
Für die kantonalen und nationalen Wahlen 2027 wurde vom 
Wahlkreisvorstand besiegelt:
Hugo Lötscher, amtierender Kantonsrat, als Vorsitzender;
Patrik Herzog, KR 1. Ersatz, als Finanzer;
Armin Müller, OP Ermensee, als Beisitz;
René Marti, als Verantwortlicher Anlässe;
Mario Bucher, amtierender Kantonsrat;
Janine Gasser, OP Rothenburg, als Beisitz;
Marc Bigger, Beisitzer, OP Ballwil, Experte Kommunikation

Wir danken den sich zur Verfügung stel-
lenden Wahlkommissions-Mitgliedern 
für ihre Bereitschaft, sich für unseren 
Wahlkreis besonders einzusetzen, damit 
die Kantonsratswahlen im Frühjahr 2025 
ein Erfolg in allen Belangen wird.

Amtsträgeranlass RUAG Emmen
16 unserer Amtsträger/innen nahmen am 
ersten Amtsträgeranlass 2025 teil. Nach ein-
drücklich-interessanter Führung hinter den 
Fassaden der RUAG, Standort Emmen, ge-
spickt mit neuen Wissenszahlen, gabs gleich 
gegenüber der RUAG, vor dem Clubhaus 
Emmen, ein gemütliches Netzwerk- und 
Geniesserznacht, frisch zubereitet von René 
Marti. Der Anlass darf als gelungen und 
bereits planend fürs nächste Jahr allen Mit-
helfern und Teilnehmern verdankt werden.

Voranzeige 1.-August-Feier 2026
Die Bundesfeier fürs kommende Jahr wird alter
nierend in den Wahlkreisen, fürs 2026 in unserem 
Wahlkreis, organisiert. Mario Bucher, Kantonsrats- 
und Gemeinderats-Nominierter Hochdorf hat sich 

als OK-Chef für diesen Event zur Verfügung gestellt. Als Referent 
konnte bereits Nationalrat Marcel Dettling gewonnen werden. 
Weitere Details zum Event folgen zu gegebener Zeit.

Ein gelungener erster Amtsträgeranlass in Emmen.

Kantonsrat Hugo Lötscher

TERMINE

14. 09. 2025	 30 Jahre SVP Nottwil, Zentrum Sagi
28. 09. 2025	 Eidg. und Kant. Abstimmung
02. 10. 2025	 Sessionsrückblick, Wirtschaft zur Schlacht, Sempach


